
Wahlprüfsteine zur Kommunalwahl 2026

Die Reihenfolge der Fragen stellt keine Wertung dar. Die Antworten können digital in 
diesem Dokument eingegeben werden. Die Rahmengröße begrenzt die 
Antwortlänge.

1. Wärmewende
Erfolgreicher Klimaschutz in der Region Hannover wird nur gelingen, wenn auch die 
Wärmeversorgung fossilfrei wird. Viele Kommunen der Region haben ihre 
Wärmeplanung bereits begonnen oder sogar abgeschlossen. Für einige verdichtete 
Gebiete werden Wärmenetze eine Option sein, in den meisten Fällen werden aber 
dezentrale Lösungen wirtschaftlicher sein. Hausbesitzende sollten frühzeitig die 
Optionen für ihre Gebäude kennen, um nachhaltige Entscheidungen zur Heizungs-
modernisierung treffen zu können. 

Welche Schritte schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, um dezentrale 
Wärmequellen zu fördern und dort, wo es möglich und wirtschaftlich sinnvoll 
ist, fossilfreie Wärmenetze auszubauen? Bitte beziehen Sie kommunale 
Gebäude, Privathaushalte und Industrie ein. 
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2. Stilllegung von Gasnetzen
Fossiles Gas wird mittelfristig zu teuer werden für die Wärmeversorgung. Auch 
knapper und teurer Wasserstoff wird für die Wärmeversorgung keine Alternative 
sein. Die bestehenden kommunalen Gasnetze werden nach und nach unrentabel. 
Kommunale Gasnetzbetreiber entwickeln bereits Zeitpläne, um Verteilnetze bis 
2045 stillzulegen. 

Wie kann Ihre Kommune die Stilllegung des Gasnetzes sozialverträglich 
gestalten? Welche Rolle sollte sie zukünftig bei fossilfreien Wärmenetzen und 
klimaneutralen Heizungen übernehmen? 

Wahlprüfsteine 2026
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3. Gebäudesanierung
Ein Großteil der klimaschädlichen Emissionen wird durch die fossile Beheizung von 
Gebäuden verursacht. Insbesondere unzureichende Dämmung von Gebäudehüllen 
führt zu hohen Energieverbräuchen, Emissionen und Kosten. Fachleute sind sich 
darüber einig, dass es einen hohen Nachholbedarf bei der energetischen Sanierung 
von Bestandsgebäuden gibt. Gleichzeitig bietet Sanierung auch viele Chancen: 
architektonische Verbesserungen, eine Anpassung an neue Nutzungsanforde-
rungen, höherer Wohnkomfort, bessere Raumluftqualität sowie passive und aktive 
Kühloptionen für den Sommer. 

Welche Maßnahmen unterstützt Ihre Partei oder Wählergruppe, um die 
Sanierung öffentlicher und privater Gebäuden zu beschleunigen? 

Wahlprüfsteine 2026
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4. Stromerzeugung
Neben Wind spielt Photovoltaik in Verbindung mit Batteriespeichern eine zentrale 
Rolle für eine sichere, nachhaltige Stromversorgung und Netzstabilität. Um den 
steigenden Strombedarf zu decken, müssen der Ausbau der PV-Erzeugung sowie 
dezentraler Speicher weiter beschleunigt werden. Gleichzeitig braucht es 
Erleichterungen bei der Kapitalbeschaffung und bessere Rahmenbedingungen für 
Energiegenossenschaften. Diese beteiligen Bürgerinnen und Bürger direkt an der 
lokalen Wertschöpfung und stärken so die gesellschaftliche Akzeptanz. 

Wie soll der Ausbau von Photovoltaik – besonders auf kommunalen Gebäuden 
– beschleunigt werden? Welche Anreize braucht es, damit private und
gewerbliche Eigentümer PV-Anlagen und Speicher installieren?

Wahlprüfsteine 2026
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5. Mobilität und Verkehrswende
Für viele Bürgerinnen und Bürger ist die Fahrradnutzung und der ÖPNV aktuell nicht 
attraktiv. Es fehlt an gut ausgebauten Radwegen entlang von Hauptverkehrsstraßen, 
verkehrsberuhigten Nebenstraßen, sicheren Abstellmöglichkeiten, einem eng 
getakteten und verzweigten Nahverkehrsnetz sowie einem verlässlichen CarSharing-
Angebot. Zudem ist die Straßenplanung häufig stark auf den Pkw ausgerichtet und 
benachteiligt Fußgänger und Radfahrer.  

Welche Maßnahmen sind nötig, um Rad- und ÖPNV-Nutzung zu erhöhen und 
vor allem den innerörtlichen PKW-Verkehr zu reduzieren? 

Wahlprüfsteine 2026
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6. Elektrifizierung des Verkehrs
Erfolgreicher Klimaschutz in der Region Hannover gelingt nur mit der Elektrifizierung 
der Mobilität. Der Anteil der Elektroautos an den Neuzulassungen steigt seit 2024. 
Trotzdem ist eine weitere Beschleunigung nötig. Lademöglichkeiten fehlen häufig, 
vor allem bei Mehrfamilienhäusern und an Firmenparkplätzen. 

Welche Maßnahmen sollte Ihre Kommune nach Ansicht Ihrer Partei oder 
Wählergruppe priorisieren, um die Elektromobilität zu fördern? 

Wahlprüfsteine 2026

6



7. Flächeninanspruchnahme
Im Niedersächsischen Weg und in den Nachhaltigkeitsstrategien des Landes und 
des Bundes sind Ziele zur Reduktion der Flächeninanspruchnahme definiert. Diese 
Ziele werden in der Region Hannover aktuell weit verfehlt. Die weiter ansteigende 
Versiegelung von Boden verstärkt die Auswirkungen des Klimawandels. 

Welche Maßnahmen sollte die Kommune unternehmen, um die Flächeninan-
spruchnahme wirksam zu reduzieren und um Flächen durch Entsiegelung 
zurückzugewinnen? 

Wahlprüfsteine 2026
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8. Klimagerechte Bauleitplanung
Die kommunale Bauleitplanung eröffnet Kommunen die Chance, Klimaschutz in 
neuen, aber auch in bestehenden Quartieren zu verankern.  

Welche Möglichkeiten sieht Ihre Partei oder Wählergruppe, um Klimaschutz 
und Klimaanpassung in Quartieren in der Bauleitplanung umzusetzen? 

Wahlprüfsteine 2026
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9. Hitzeschutz und Biodiversität
Aufgrund des Klimawandels kommt es in unserer Region zunehmend zu Hitze-
perioden, die durch Begrünung abgemildert werden können. Gleichzeitig kann 
naturnahe Begrünung entscheidend zum Schutz der Artenvielfalt beitragen. 

Welche Maßnahmen sollten unternommen werden, um die Begrünung in 
Quartieren zu erhöhen und Baumbestände in der Kommune zu schützen? 

Wahlprüfsteine 2026
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10. Starkregenereignisse und Grundwasserschutz
Innerorts sind Regen-/Abwasserleitungen oft viel zu klein dimensioniert für in 
Zukunft häufiger auftretende Starkregenereignisse. Regenrückhaltemöglichkeiten 
fehlen. Wasser fließt über Flüsse ab, anstatt das Grundwasser anzureichern. 
Unkontrollierte Überschwemmungen an Bächen und Flüssen bedrohen Gebäude 
und führen zu Ertragsausfällen in der Landwirtschaft.  

Welche Maßnahmen schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, um Ver-
sickerung und Rückhaltung von Regenwasser zu fördern, das Grundwasser 
zu schützen und Überflutungsschäden zu verhindern. 

Wahlprüfsteine 2026
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11. Frischwasserverfügbarkeit
Durch den Klimawandel kommt es in Norddeutschland zu häufigeren und länger 
anhaltenden Dürreperioden. Die Grundwasserstände sinken und Frischwasser wird 
zunehmend zu einem knappen Gut. 

Welche Anreize sollte Ihre Kommune aus Sicht Ihrer Partei oder Wähler-
gruppe setzen, um den Verbrauch von Frischwasser zu reduzieren und die 
Nutzung von Regenwasser und Grauwasser zu fördern? 

Wahlprüfsteine 2026
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12. Kommunales Klimaschutzsystem
Kommunaler Klimaschutz ist nur möglich, wenn dafür eine dauerhafte institutionelle, 
finanzielle und strategische Basis geschaffen wird. Dazu gehören mittelfristig 
abgesicherte Personalstellen für z.B. Fördermittelmanagement, Bürger:innen-
beratung, Klimakommunikation, Sanierungsmanagement, Erfolgsmessung sowie 
Unterstützung und strukturierte Einbeziehung Ehrenamtlicher. Darüber hinaus sind 
Klimachecks von Ratsbeschlüssen, Grundsatzbeschlüsse zu Klimazielen und 
kommunenübergreifende Kooperationen zielführend. 

Welche Maßnahmen befürwortet Ihre Partei oder Wählergruppe, um kommuna-
le Klimaschutzstrukturen und Vernetzungen zu stärken und zu verstetigen? 

Wahlprüfsteine 2026
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13. Bildung und Bewusstseinsbildung
Bewusstseinsbildung und Kommunikation sind ein wichtiger Baustein des kommu-
nalen Klimaschutzes. Im Kindergarten, der Schule und in anderen Bildungsein-
richtungen setzen sich Kinder und Erwachsene damit auseinander, wie man durch 
individuelles Verhalten und gemeinschaftliches Wirken nachhaltig leben und 
wirtschaften kann. 

Welche Maßnahmen schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, um Klima- und 
Umweltbewusstsein in den Bildungseinrichtungen in der Kommune zu 
stärken? 

Wahlprüfsteine 2026
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14. Akzeptanzsteigerung
Die Mehrzahl der Bürgerinnen und Bürger wünscht sich einen wirksamen Klima-
schutz. 

Welche Schritte sollte die Kommune unternehmen, um Akzeptanz und 
Unterstützung für Klimaschutzmaßnahmen und Ausbau der erneuerbaren 
Energien in der Bevölkerung weiter zu fördern? 

Wahlprüfsteine 2026
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15. Finanzierung
Kommunale Neubau- und Sanierungsprojekte erfordern zunächst hohe Investitionen. 
Die Berechnung von Lebenszykluskosten zeigt jedoch, dass energieeffiziente 
Bauweisen, erneuerbare Energien am Gebäude und ein moderner, automatisierter 
Betrieb der Gebäudetechnik die Energie- und Betriebskosten langfristig deutlich 
senken.  

Wie sollte die Kommune aus Sicht Ihrer Partei oder Wählergruppe sicher-
stellen, dass bei Neubauten und Sanierungen langfristig wirtschaftliche und 
nachhaltige Lösungen umgesetzt werden? 

Wahlprüfsteine 2026
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16. Finanzierung
Der Kapitalbedarf für den Ausbau der Erneuerbaren sowie für die Sanierung der 
Infrastruktur (Netze und Anlagen für Strom, Wärme, Wasser, Regen- und 
Abwasser) überfordert häufig die öffentlichen Haushalte. Gleichzeitig engagieren 
sich viele Bürger:innen bei Energiegenossenschaften oder bei Finanzierungen 
kommunaler Energieprojekte. 

Welche Finanzierungsmodelle schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, 
und wie können Kommune und Bürger gemeinsam Projekte finanzieren? 

Wahlprüfsteine 2026
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	3: Im Wesentlichen wie in Frage 1 beantwortet:
- für die kommunalen Liegenschaften: ausreichende Budgets und Personalausstattung schaffen, dem Klimaschutz entgegenstehende Maßnahmen politisch verhindern,
- für private und gewerbliche Gebäude: umfangreiche Beratungsangebote schaffen und Informationskampagnen durchführen.
	4: Für die kommunalen Liegenschaften ist die Gemeinde bereits auf einem guten Weg - Nachrüstungen sind erfolgt, konkret oder zumindest mittelfristig geplant, bei Neubauten wird PV von Anfang an mitgeplant.
Im Wesentlichen wie in Frage 1 beantwortet:
- für private und gewerbliche Eigentümer: umfangreiche Beratungsangebote schaffen und Informationskampagnen durchführen (um den eigenen Nutzen aufzuzeigen).
Um einen nennenswerten Effekt an Netzdienlichkeit zu erreichen, sind Großspeicher sinnvoller als viele kleine Einzelspeicher. Daher wollen wir vom Stromnetzbetreiber Vorschläge abfragen, wo im Gemeindegebiet geeignete Netzpunkte dafür wären. Daran könnte sich dann eine Planung für entsprechende Gewerbeflächen orientieren.
Ergänzend: Für 2 Gebiete gibt es konkrete Planungen für Windparks mit insgesamt vrsl. 7-9 WEA. Ob es sinnvoll ist, an diesen Standorte auch Großspeicher zu platzieren, wäre zu prüfen.
Die Wennigsen umgebenden LSG sowie die gute Bodenqualität dürften vermutlich Freiflächen-PV entgegenstehen.
	6: Wir befürworten und fördern das Bestreben der Gemeindeverwaltung, den eigenen Fuhrpark soweit wie möglich auf Elektrofahrzeuge umzustellen, ergänzt mit eigenen Ladesäulen und eigener PV. Wir hoffen dabei auch auf eine Vorbildwirkung.
Mit dem aktuellen Stromnetzbetreiber muss diskutiert werden, wo und inwieweit sein Netz für weitere Ladesäulen, Wallboxen und PV-Anlagen ausreichend ist bzw. aufgerüstet werden muss.
In Bereichen mit Mehrfamilienhäusern wollen wir mit der Gemeindeverwaltung zusammen versuchen, Netzbetreiber zur Errichtung von Ladesäulen zu gewinnen.
Ergänzend oder notfalls ersatzweise sollten Laternen mit Lademöglichkeit installiert werden.
Rund 50% der Gebäude sind EFH/RH, für die meist eine Wallbox die beste Lösung ist - für jeweils ein größeres Gebiet wird aber doch eine öffentliche Ladesäule sinnvoll sein.
Gewerbebetriebe mit einer größeren Anzahl per Auto anreisender Mitarbeitenden (und dementsprechendem Parkplatz) haben wir nicht. Für die Gewerbebetriebe halten wir eine Informationskampagne mit Hinweisen auf Fördermittel und Standortvorteile für ratsam.
Mit dem in Wennigsen (bislang nur im Hauptort) vertreten Car-Sharing-Unternehmen wollen wir vereinbaren, beim nächsten Fahrzeug-Austausch das konventionelle auch durch ein vollelektrische Fahrzeug zu ersetzen.
	7: Möglichkeiten zur Entsiegelung sehen wir ehrlich gesagt nicht, bebaute Brachflächen haben wir (mit Ausnahme der ehemaligen Polizeischule ) nicht. Lediglich Maßnahmen zur Umwandlung von geschlossenen in regendurchlässige Flächen halten wir in geringem Umfang für möglich, vielleicht beim Hagemannplatz in geringem Umfang auch mit Bepflanzung.
Anders verhält es sich bei der Planung neuer Bebauungsgebiete: hier wollen wir die Ausweisung neuer Gebiete im Außenbereich verhindern, statt dessen muss punktuelle Innenverdichtung Vorrang haben (kleinteilig bzw. nur die Gebiete Kleines Lutterfeld, alte Polizeischule, Pinnenheister, alte Grundschule Bredenbeck). Da im Gemeindegebiet keine für Kompensationsmaßnahmen geeignete Flächen zur Verfügung stehen, ergibt sich auch hieraus die Notwendigkeit der Limitierung.
	8: Wie unter Nr. 7 genannt, wollen wir die Ausweisung neuer Baugebiete (Wohnen, Gewerbe) ablehnen, weshalb die Anpassung des beschlossenen "Baustandards" nachrangig ist. Diese Baustandards beinhalten bereits den Verzicht auf fossile sowie andere Festbrennstoffe.
Wegen des hohen Aufwands scheut die Gemeindeverwaltung bislang die Nachschärfung vorhandener Bebauungspläne. Deshalb wollen wir die Gemeindeverwaltung beauftragen, mit externer Unterstützung zu ermitteln, ob rechtswirksam übergreifende Standards/Regeln beschlossen werden können.
Aus der Kommunalen Wärmeplanung ergibt sich, dass ein Nahwärmenetz wohl nur in einem Gebiet sinnvoll sein dürfte. Darum wollen wir im Umkehrschluss für umfangreiche Beratung für Private und Gewerbe in den anderen Gebieten eintreten.
	9: Die in verschiedenen Bebauungsplänen festgelegten Vorgaben zu Bepflanzung, Versiegelung und Regenwasserhaltung werden oft nicht eingehalten - aber leider auch nicht kontrolliert. Zuständig ist die Region Hannover, doch aus Kapazitätsgründen kann die Gemeindeverwaltung bislang keine Zuarbeit leisten.
Wir wollen dazu eine projektähnliche Einmalaktion zur systematischen Überprüfung, Erfassung und Weiterleitung anstoßen.
Die vorhandene Baumschutzsatzung gilt nur für Flächen von juristischen Personen des öffentlichen Rechts - für private oder gewerbliche Flächen gelten i.W. das Bundes- sowie das niedersächsische Naturschutzgesetz. Hierzu wollen wir die politische Diskussion um eine separate Baumschutzsatzung starten.
Die drastischen Rückschnittmaßnahmen durch den Bauhof sind ein oft kritisierter Punkt. Wir möchten Absprachen mit dem Bauhof erreichen, die zukünftig weniger starke oder nur teilweise ausgeführte Rückschnitte vorsehen.
Für den öffentlichen Baumbestand scheint die Ausbreitung der Mispel problematisch zu werden. Für die kostenintensive Miete von Hubsteigern wollen wir ausreichend Budget in den Haushalt stellen.
Der Bauhof soll darin bestärkt werden, aus öffentlichen Pflanzbeeten sowohl die Folien zu entfernen als auch ungeeignete Pflanzen (z.B. Kirschlorbeer) durch heimische und insektenfreundliche Pflanzen zu ersetzen.
Die Wege und Wegeraine in der Feldmark sind wie die landwirtschaftlichen Flächen nicht im Eigentum und Zugriff der Gemeinde, sondern der Landwirte. Um hier z.B. Hecken und Blühstreifen über das gesetzliche Mindestmaß hinaus und mehr ökologische Bewirtschaftung zu erreichen, muss der "Runde Tisch Landwirtschaft" intensiviert werden, um dort die landwirtschaftlichen Betriebe von der Notwendigkeit vorgenannter Maßnahmen zu überzeugen.
Ein zu erstellender Hitzeplan soll neben konkreten Maßnahmen für Hitzeperioden auch strukturelle Verbesserungsmaßnahmen aufzeigen - von Begrünungen über Trinkwassersäulen bis zum Wassermanagement.
Sofern die Gemeinde das Biotopvernetzungs-Projekt von NABU und BUND unterstützen kann, soll das erfolgen.
	12: Die vorhandenen Strukturen sind bereits ein gutes Fundament:
Klimaschutzmanager, Klimaschutz-Kennzeichnung von Beschlussvorlagen, Einbeziehung NABU und Wennigsen-for-Future sowie die Ratsbeschlüsse Klimaschutz-Aktionsprogramm, Radverkehrskonzept (und anstehend Umweltprogramm und Wassermanagement).
Die Notwendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen ist Verwaltung und Politik weitgehend bewußt, das Erfordernis der Intensivierung weniger. In der Bevölkerung ist das noch weniger ausgeprägt, daher wollen wir uns für bestehende Lücken - insbesondere bei Beratungskapazität, Kommunikation und spezifischer Fördermittelakquise - für die Nutzung externer Kapazitäten einsetzen.
	13: Die fachlich-inhaltliche Verantwortung und Entscheidung liegt bei den Schulen, nicht bei der Gemeindeverwaltung oder Kommunalpolitik - daher können wir nur Impulse geben, Unterstützung anbieten und mit den Schulkollegien kooperieren.
Dazu zählt, dass neben den vorgeschriebenen BNE-Einheiten die Fortführung und Unterstützung des Programms "EnerGenies" sichergestellt werden muss.
	14: Nur bei wenigen Mitbürger*innen ist das Bewußtsein präsent, in welchem Stadium Klima- und Biodiversitätskrise bereits sind und wie dringlich deshalb alle Arten von Maßnahmen sind.
Daher sehen wir vor allem Informationsveranstaltungen/-vermittlung und Beratungsangebote als notwendig an. Gezielte Förderung (wegen der Haushaltslage wohl nur mit wenig Budget möglich) könnte aber öffentlichkeitswirksam sein und hoffentlich anregende Wirkung haben.
Wenn die in Planung befindlichen Windparks kommen, sollen die daraus für die Gemeinde entstehenden Einnahmen nicht (nur) einfach ins allgemeine Budget fließen, sondern auch für den Bürger*innen dienende Investitionen eingesetzt werden (und das entsprechend öffentlichkeitswirksam kundgetan werden).
Die Gemeinde hat in einigen Bereichen schon große Fortschritte gemacht, doch erst mit stärkerer Öffentlichkeitsarbeit im Sinne von "tue Gutes und rede darüber" würde eine Vorbildwirkung erreicht.
Wie unter den Nrn. 1 bis 3 bereits erwähnt, sind Informations- und Beratungsangebote an Gewerbebetriebe wichtig, um auch diese für dem Klimaschutz dienende Maßnahmen zu gewinnen.
	15: Als Schlüssel hierzu sehen wir die Definition entsprechender Baustandards und deren Anwendung bei Planungen und Ausschreibungen, insbesondere auch bei Sanierungsvorhaben. Der zweijährliche Energiebericht i.V.m. dem Monitoring des Klimaschutzaktionsprogramms soll dann helfen, Prioritäten zu setzen und danach die Finanzierung der Investitionen auszurichten.
Sofern die Gemeinde nennenswerte Zuweisungen aus dem "Investitionsbooster" des Bundes oder aus Landesprogrammen erhält, wollen wir erreichen, dass der überwiegende Teil für die energetische Sanierung der kommunalen Liegenschaften verwendet wird.
Für die kommunalen Vorhaben muss zudem die Ermittlung und Nutzung von Fördermitteln intensiviert werden.
	16: Für die erwarteten Windparks setzen wir uns dafür ein, dass neben einer direkten Beteiligung der Kommune auch die direkte und/oder indirekte Beteiligung der Mitbürger*innen ermöglicht wird.
Wir wollen die Idee eines Wennigser Klimafonds zur Diskussion stellen und nach Vorbildern suchen, um dann vielleicht den Beschluss zu einer Machbarkeitsstudie zu erreichen.
	5: Wennigsens Möglichkeiten sind hier beschränkt: alle Ortschaften werden von Landesstraßen durchzogen, der ÖPNV liegt nicht in Gemeindehand und die Gemeinde hat keine eigene Verkehrsbehörde - somit insgesamt nur eingeschränkte Gestaltungsmöglichkeiten (bspw. bzgl. Fahrradstraßen, Tempolimits, ...).
Das verabschiedete Radverkehrskonzept muss konsequent umgesetzt werden, um etliche Verbesserungen der Sicherheit und des Komforts zu erreichen. Das würde an etlichen Stellen auch dem Fußverkehr zugute kommen.
Für den Fußverkehr müssen wir möglichst bald noch 2 große Hindernisse abbauen: etliche Wege in sehr schlechtem baulichen Zustand und fehlende Bordsteinabsenkungen an Übergängen - beides insbesondere für bewegungseingeschränkte Personen, Kinderwagen etc. wichtig.
In Zusammenarbeit mit örtlichen Gruppen (bes. ADFC und Wennigsen-for-Future) und den Gewerbetreibenden möchten wir die 2013 durchgeführte Kampagne "Einkaufen mit dem Rad in Wennigsen" wieder aufleben lassen.
Der innerörtliche Busverkehr hat durch den Sprinti merklich an Qualität gewonnen - diesen zu erhalten müssen wir uns einsetzen.
Bei der S-Bahn ist in der Theorie das Angebot durchaus gut, doch leider mangelt es an Zuverlässigkeit. Hier bleibt uns wohl nur, die Regions- und Landtagsabgeordneten zu "bearbeiten", um auf Verbesserungen hinzuwirken.
Die mit der StVO-Novelle erleichterte Ausweisung von Tempo 30-Abschnitten wollen wir für möglichst viele Straßenabschnitte (auch auf den innerörtlichen Landesstraßen) vorantreiben.
Für die Radwegeverbindungen zwischen den Ortschaften muss ein zuverlässiger Winterdienst etabliert werden. Dazu werden genaue Absprachen mit der NLStBV (nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr) erforderlich sein, ggfs. auch Verträge mit Dienstleistern oder Schaffung weiterer Personalkapazitäten.
	10: Die Umsetzung der von der AG Wassermanagement erarbeiteten Vorschläge unterstützen wir uneingeschränkt, denn hierin sind wichtige Maßnahmen für alle Bereiche aufgeführt.
Ergänzend wollen wir erreichen, dass die Gemeindeverwaltung die Starkregenhinweiskarte der Region Hannover auswertet und berücksichtigt.
Die Gemeinde hat bereits seit vielen Jahren die Regenrückhaltebecken und teilweise Retentionsflächen ausgebaut, in den Wohnbaugebieten der letzten mind. 25 Jahre wurde Regenwasserzurückhaltung vorgeschrieben. Weitere Retentionsflächen fordern wir, um durch oder nahe an Ortschaften fließende Bäche zu entlasten.
Maßnahmen wie eingangs unter Nr. 9 genannt sollen ebenfalls ein wenig zur Risikoreduzierung beitragen.
	11: Hier sehen wir nur wenige Ansatzpunkte.
Wir streben eine Satzung an, die ermöglicht, in bestimmten Situationen die Befüllung von Pools, die Bewässerung von Gärten mit Frischwasser und ggfs. den Betrieb von Autowaschanlagen zu untersagen (im Rahmen des unter Nr. 9 genannten Hitzeplans).
Die unter Nr. 8 genannte Nachschärfung vorhandener Bebauungspläne soll auch die Regenwasserrückhaltung mit beinhalten.
	2: Aktuell läuft die Ausschreibung für eine neue Konzession, damit wird vrsl. erneut ein 20-Jahres-Zeitraum vereinbart. Das läuft allerdings dem beschlossenen Ziel der Klimaneutralität bis 2035 zuwider.
Deshalb müssen wir erreichen, dass die zu Frage 1 genannten Beratungs- und Vernetzungsangebote möglichst bald starten, kompetent, umfangreich und flächendeckend sind und über einen längeren Zeitraum laufen, um alle Betroffenen zu erreichen. Dazu gehört auch, die Zukunftsrisiken (Gaspreis und Netzbetrieb) transparent zu machen.
Besonderes Augenmerk sollte auf die Wohnungsgesellschaften gerichtet sein, weil deren Handeln Einfluss auf viele Menschen hat - und hier vermutlich auch einige Chancen für Nahwärmenetze bestehen.
Ergänzend muss im Kontakt mit dem Stromnetzbetreiber geklärt und von diesem sichergestellt werden, dass die Infrastruktur für die zu erwartende Anzahl Wärmepumpen ausreichend dimensioniert ist.
Ziel soll sein, bis 2035 eine deutliche Mehrheit der Gebäude vom Gas unabhängig gemacht zu haben und noch deutlich vor Ablauf der Konzession das Netz stillzulegen.
Neubaugebiete werden bereits fossilfrei geplant.
	1: Die Ergebnisse der KWP werden im Frühjahr vorgestellt. Wahrscheinlich wird es nur wenige für Wärmenetze geeignete Gebiete geben, somit weit überwiegend dezentrale Lösungen erforderlich sein. Neubaugebiete werden bereits fossilfrei geplant.
Für finanzielle Förderprogramme hat die Gemeinde u.E. keinen Spielraum, daher wollen wir erreichen, dass sich die Gemeinde auf folgende Bereiche konzentriert:
- eigene Liegenschaften,
- in Kooperation mit Dritten Beratungs- und Vernetzungsangebote für dezentrale Lösungen (ergänzt um Informationskampagnen),
- Unterstützung bei Kontaktanbahnung und Vernetzung von Wärmenetzinteressenten und -anbietern,
- Ansprache der Wohnungsgesellschaften und Gewerbebetriebe.
Eigene Liegenschaften: Mit der Umrüstung des Rathauses auf Wärmepumpe und PV-gestützte Stromversorgung gibt die Gemeinde ein gutes Beispiel, dem konsequent alle weiteren Gebäude folgen sollen. Dazu muss immer eine energetische Modernisierung geprüft und nach Möglichkeit umgesetzt werden.
Beratung und Vernetzung: Neben lokaler Kompetenz und Erfahrung (Handwerk, Initiativen, Mitbürger*innen) wird die Einbeziehung weiterer Fachleute Verständnis und Akzeptanz erhöhen.
Ergänzend soll das Monitoring des Klimaschutzaktionsprogramms erweitert werden, um den Stand/Fortschritt im Blick zu behalten und ggfs. weitere Maßnahmen einzuleiten.


